
Sonnabend, 17. März. —M« U. 1866. —- 3. Jahrgang

Die Verfassung.
Wochenbliitttiir das Wolk-

· · -

beut-. keig vierteljähkiichbei allen Preuß. Postanstacten 472 Sgk.»,«bei den außekpreilszen »T" «
lePiietBeSrlittlinbeiallenPZeitungssSpediteurenincl.

BotgilolhnszSgr»
in der Expedition, Taubenstr. 27, 413 saxjfjtsacmeä«

die ei e gr.
«

Mit dem 1. April d. J. beginnt ein neues Abonnement auf die »Verfassung«Die Redaktion

hofft, von ihren bisherigen Lesern das ZeUgMß zU erhalten- daß erUach besten Kräften bestrebt
ewesen ist, das Ziel, welches»sleflch Vom Beginn des B,lat»tcsan gesteckthatte, im Auge zu

ehalten· Treu demselben, wird unser Blatt auch·fernerhin in volksthumlicherund leicht faß-
licher Weise alle unser gesammtes Staatsleben beruhrenden Magen im Sinne der entschiedenliberalen

Partei besprechen. Es »wirdvon Berlin aus regelmaßig Jeden Donnerstag Abend zur Post
gegeben, so daß es auch in den entserntesten Gegenden unseres Vaterlandes am Sonnabend
Abend in den Händen unserer Abonnenten sein kann. Sollte, trotz unseres Bemühens,
in keiner Weise gegen eine gesetzliche Bestimmung zu fehlen, doch einmal durch eine Beschlag-
nahme unseres Blattes eine Unregelmäßigkeit in der Versendung eintreten, so werden, davon

sind wir überzeugt, unsere Leser diese Unregelmäßigkeit uns nicht zur Last legen, sondern uns
ihr Wohlwollen nach-wie vor erhalten. Wir bitten unsere bisherigen Leser so wie unseren
neuen Freunde, dass Abonnement für das neue Quartal möglichst bald bei den Postanstalten
anzumelden, da nur in diesem Falle die·ununterbrochene Lieferung des Blattes gesichertist
und bei späteren Anmeldungen die vollstandige Nachlieferung der erschienenen Nummern nicht
versprochen werden kann. Jm Hinblick auf die in diesem Jahre bevorstehenden Wahlen hoffen wir,
daß unsere Freunde für eine recht rege Verbreitung unseres Blattes sorgen werden.

I- Der vierteljährlicheAbonnementspreis beträgt bei allen preußischen Postanstalten 472
Sgr., bei den übrigen»deutschen Postanstalten 73X4Sgr.; in Berlin in der Expedition, Taubenstr., 27.
472 Sgr., bei sämmtlichenZeitungsspediteuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 6 Pf. Jnserate, welche
bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung finden,
Petitzeile 3 Sgr., bei öfterer Wiederholung wird ein an emessener Rabatt bewilligt.

U- Ueber etwaige Unregelmäßigkeiten in der Zusi
bei dem betreffenden Spediteur oder der betreffenden Postanstalt
von hier aus unser Blatt regelmäßig versandtwird.

die gespaltene

ellung unseres Blattes ersuchen wir,
Beschwerde zu führen, da

Die angeblichenguten Freunde der Minister.

»

Es besteht,wie schonsomanchmalhervorgehobenist,
ein sehr erkennbarer Unterschiedzwischen den Ministern
und der reaktionärenPartei, aber es ist sehr schlimm,
daß die Ministerkeinen einzigenFreund im Lande haben-
als nur dieseso kleine und dochsOgefährlichePaktei.
·Die Minister behandeln die Verfassung und die

Gesetzedes Landesin einer Weise, die wir für unrichtig
Undfur schadlichhalten. Sie wissen auch, daß der bei

weitem-größteTheil aller Wählerdes Landes ganz der-
selben Meinungist. Dennochbleiben sie bei ihrer Ansicht,
aber»das Volk,so meinen sie, solle nicht bei seiner
Ansicht bleiben. Durch die Amtsblätter lassen sie
uns sagen: »Das Land selbstwird nun in den noch im

Laufe diesesJahres bevorstehendenWahlen dafür zu sor-
gen haben, daß die künftigeLandesvertretungim wirk-
lichen Sinne und Geist der Verfassung die Hand dazu
biete, in Gemeinschaftmit der Regierungdas wahre Wohl
des Landes zu fördern.« Aber das Land weiß allein,
»wofür es zu sorgen hat«; darnach wird es nicht
erst noch die Amtsblätter fragen. Auchsind die Männer

des Landes nicht solcheKinder,um über den »wirklichen
Sinn und Geist der Verfassung« sich gute Lehren
aus den Amtsblättern zu holen. Und dann sollte die

Regierung wohl wissen,aus welchemGrunde das preu-

ßischeVolk so lange das Wahlrecht verlangt hat, bis es

ihm im Jahre 1848 gegeben werden mußte.Es ver-

lan te darnach, weil es nach Berlin Abgeordneteschicken
wo te, die seine Meinung, die die Ueberzeugungdes



Volkes von dem, was dem Lande Noth thut, bei der

Regierung zur Geltung bringen sollten. Abgeordnete,
die nicht auf uns hören, brauchenwir gar nicht. Da-

gegen gebrauchenwir Ministek,»die auf unsere Ab geord-
neten hören. Denn die Stimme der Abgeordneten ist
die Stimme des Landes, und dem Lande, das unser
Aller Vater und Mutter ist, sollen alle Bürger des

Staates gehorchen,welcheStellungsieauch einnehmen. Ab-

eordnete, die erstvon der Re gie r un g sichsagenlassen,was

fürdas Land gut ist, und welcheGesetzeund wie viel Geld

sie den Ministern bewilligen sollen, solcheAbgeordnete
braucht das Land nicht und will es auch nicht haben.

Wie die Minister von den Abgeordneten denken,
das brauchenwir auch nicht erst aus den Amtsblättern

zu lernen, das haben wir leider schon Jahre lang mit

unseren eigenen Augen gesehen. Und wenn wir aus

dem Vergangenen auf das Zukünftigeschließendürfen,
so werden die Minister, wenn wir wiederum Abgeordnete
nach unserem Sinne wählen, d. h. Abgeordnete, die

»Sinn und Geist der Verfassung-«so verstehen, wie wir

ihn verstehen,wieder so handeln, wie sie bisher gehandelt
haben. Wie lange ihnen das gelingen wird, das ist eine

andereFrage,denn die Minister sindMenschen,undMenschen
sindvergänglich,aber der preußischeStaatund daspreußische
Volk als Ganzes ist unvergänglich,und deßhalbwird
das Volk seine Ansicht zur Geltung brin en auf den-

jenigen Wegen, die durch die Verfassungund

die Gesetze dieses Landes ihm gebahnt sind.

Dabei müssenwir aber dochdie Minister loben,daß
sie diese friedlichenWege nicht abschneidenwollen«denn
die kleine Partei, welche sich sür die Stütze des Mini-

steriums ausgiebt, will ar keine Wahlen mehr, am

wenigsten nach dem verFassiingsmäßigenWahlgesetze,zu
Stande kommen lassen. tauche von ihnen fordern
geradezu, daß Verfassung und Gesetz in Preußen gar

nichts mehr gelten, und daß in Preußen nur noch mit
den Mitteln der Gewalt regiert werden soll. So

haben vor einiger Zeit sogenannte»patriotischeVereine«
die Minister ermahnt, auch »denBruch des formellen
Rechtes«nicht mehr zu schonen; das heißtsie fordern,
daß trotz aller Eide die Verfassunggeradezuabgeschafft
werden soll. Ferner behaupten die beiden vornehmsten
Blätter der Reaktion, die Kreuzzeitung und die Bek-
liner Revüe, ganz keck,daßdie Abgeordneten es sind,
die durch ihre letztenBeschlusfedie Verfassung gebrochen
hätten. Zwar hatten diese Blätter früher,wenn auch
mit wissentlicherynwahrheidgesagt,daß das Volk ganz
und gar nicht mit dem übereinstimmte,was die Abge-
ordneten sprächenund thäten. Jetzt aber paßt diese
Lüge nicht mehr in ihren Kram. Jetzt sagen sie, das
Volk muß dafür büßen,was die Abgeordnetengethan
haben. Wenn die Abgeordneten, so will es die Kreuz-
zeitung (No. 57) ihren Lesern weiß machen, die Ver-

fassung gebrochenhaben, dann kann sie auch von der

Regierung nicht mehr gehaltenwerden. Die Regierung
ist dann berechtigt,sagt die Berliner Revüe in ihrem
Heft vom 9. März (S. 292), die ganze Verfassungfür auf-
gehobenzu erklären. Was sie dann zu thun habe, sagt

das angeblichpreußische Blatt, das muß sie von den

Französischen Gewalihabern lernen. Sie muß die

Preußen behandeln, wie die Franzosen von ihren
Kaisern behandelt worden sind. Sie muß ganz Ohne
Verfassungund ohne bindendes Gesetz,oder siemuß nach

. einer Verfassungregieren,die sie selbstnach ihrer Bequem-
lichkeitsich zurecht gemacht hat. Allenfalls, meint das
Blatt, welchesdie Stirn hat, sichfür ein preußischesauszu-
geben,allenfalls könnte man auch noch einen letztenVersuch
machen. Man könnte ja nochein Mal Wahlen veran-

stalien. Sollte das Volk dann wieder eben solcheAb-

geordnetewählenwie bisher, dann müsseman ihm er-

klären,daß es ein viel zu unreifes, viel zu ungebildetes
Volk wäre, als daß man ihm noch länger seine jetzigen
politischen Rechte lassen könnte. Man müsse uns dann

unser»Recht«über den Kopf nehmen und uns regieren,

Evisefe
nicht einmal die Russen mehr sich wollen regieren

a en.

Das jedoch ist von diesem Blatte noch nicht Hohn
genug. Nein, es verhöhntuns sogar noch damit, daß
wir nicht, wie seine guten Freunde wünschen,den Weg der

Gewalt, sondern den Weg des Rechtes gehen. Die

Preußen,sagen diese Menschen (S. 312), haben so viel

Furcht vor der Armee, die doch aus ihren eigenen
Söhnen und Brüdern besteht, daß man ihnen bieten
kann, was kein anderes Volk in Europa sich von feiner
Regierung bieten läßt. »Der Konflikt«, sagen sie
wörtlich, »der Konflikt hat in Preußen schon
längstdiejenige Schärfe erlangt, daß in andern
Ländern der Schlachtruf: ,,,,Zu den Barrikadent
Zu den Waffen!«« ertönt wäre-«

Doch das ist am Ende kein bloßerHohn mehr, das

ist schon Raserei. Diesen Rasereien zu gefallen werden

wir wahrhaftig den Boden des Rechtes und des Gesetzes
nicht verlassen. Wir stehen fest auf demselben, und

hoffen, auf ihm den Kampf zu Ende zu führen,unter
dem augenblicklichunser Vaterland leidet.

Politische Wochenfchau.
Preußen. Jn der abgelaufenen Woche fehlte es nicht

an Gerüchten kriegerischerNatur, ohne daß man aber·imall-

gemeinen denselben viel Glauben schenkt. Der Ministerpräs
sident Graf Bismarck hat zwar in einer Antwort an Feinige
schleswigsholsteinischeStandesherren, welche wir UNkaDchltss
wig - Holstein mittheilen werden, ganz entschieden die

Absichten der preußischenRegierung »alsauf eine Vereini-

gung der Herzogihümekmit Preußen hinausgehend,bezeichnet,
aber man kann nicht recht daran glauben, daßeine Regierung,
Welchesichnicht in Uebereinstltnmungweißmit der Majorität
des Volkes und seiner Vertreter,einen Kampf beginnen wird,
dessen Dimensionen in keiner Weise im Voraus zu über-

«sehensind. Um einen solchenKampf -mit einiger Aussicht
auf Erfol führenzu können,muß eine Regierungwissen,
daß das Volkmit allen ihren Bestrebungen einverstandenist,
damit nicht im entscheidendenMomente die Vertreter des

Volkes der Regierungdie Mittel verweigern, den begonnenen
Kampf fortzusetzen,weil die Ziele des Ministeriums nicht die

Ziele des Volkes sind.
Allerdings behaupten die konservativenBlätter mit großer

Entschiedenheit,daß die Stimmung im Lande eine der Regie-



n e r ün ige sei, aber sie niü sen ganz besondersbegabte
Forgrespkündgentissiim Lande haben, swenndiese wirklich solche
Beobachtungen machen. «

Wenn z. B. die Kreuzzeitungmeldet, daß man alleiithalben
VollDOnkes sei iii Bezugausdie unerwartete und rascheBeendigung
der nutzle ausrcgendenVerhandlungen des Landtages,so gestehen
wir ganz offen, daß wir von diesem Dankgefuhlsehr wenig
Spuren gefundenhaben. Wir glauben, auch die Kreuzzeitung
würde in Verlegeiiheitsein, wenn sie aufgefordertwurde, die
Beweise dafür beizubringen,daßmanallenthalbender Ansicht
sei, welche sie so ungeniit als die Ansichtdes ganzen Landes
hinstellt. So viel wir wissen, sind allenthalben die

Mitglieder der Mehrheit des Abgelordnetenhauses
von ihren Wählern mit densBeweiseii der vollsten

Uebereiiistimmung mit ihrem Verhalten empfan-
gen worden, und vergebens habenwir nach Nachrichtenvoii

einem gleichenEmpfange der Mitglieder der Minorität des

Abgeordnetenhausesgesucht » » '

Schon diese einsa e Beobachtung konntegenügen, um die

Unrichtigkeitjener Behauptung nachzuweisen,aber fman könnte
das ZutreffendejenerThatsachen mit allerhandZweifeln angreii

feii und wir wollen daher aus unstreitbaren T hatsachen
das Unrichtige jener Behauptung derKreuzzeitungnachwekseid
Wodurch wird die Regierung in diesem Augenbliekam meisten
genirt? Offenbar durch den Umstand,daß sie fur die wich-

tigsten Schritte, die sie beabsichtigt,der Zustimmung-der
Landesvertretung nicht sicher ist, und daß es i»hrnichtgelingt,
das nachArt. 99. der VerfassunggeboteneGesetzuber den Staats-

haushalt zu Stande zu bringen.
» « · »

Wäre nun jene Behauptung der Kreuzzeitungrichtig, ware

man an allen Oiten voll Dank, daß die Regierung den Ver-

handlungen des jetzigen Landtages ein Ende gemacht habe,
so würde man, das ist wohl unbestreitbar, im Lande mit dem

Verhalten der Majorität des Abgeordnetenhauses nicht ein-

verstandensein. Daraus würde sich ganz naturgemäßergeben,
daß das Volk, wenn es zu Neuwahlen kame, die Mitglie-
der der bisherigen Majorität nicht wieder wählen wurde,

sondern daß es Leutewählenwürde, welche»inallenqunkten
die Ansicht der Regierung, daß das Volk ja fur»ihr Ver-

fahren gegen den Landtagdankbar sein soll, theilen. Da

gäbees ja für die Regierung kein einfacheresMittel, um aus

ihrer Verlegenheitzu kommen- als die Kam mern aufzu-
lösen, und Neuwahlen ausz»uschreiben.aWenn die

Behauptungder Kreuzzeitungrlchtlgwäre,so konntees·gar

nicht ausbleiben, daß die dann gewahrte Kammer m 1h»kek
übergroßenMajorität allen Vorlagen der Regierung zustim-
men würde.

»
·

, »

Warum greift die Regierung nicht zu dkesem
Mittel? Die Antwort auf diese Frage ist sehr emfach
Sie weiß,daß ein neues Abgeordnetenhaussich « anz in desg-
selbeiiSinne aussprechenwürde, Wle das Ietzt be tehende,weil

das Volk in seiner überwiegendenMehrheit das Verhalten
der Majorität des jetzt geschlossenenAbgeordnetenhausesbil-

ligt«
»

Einen besserenBeweis für die Unklchtigkeitjener eben

angeführtenBehauthn der Kreuzzeitungkann es nicht geben,
als das Zaudern der egierung,zu einer Auflösungdes Ab-

geordnetenhauseszu schreiten.
Das Ministerium hat den Schifffahrtsvertrag mit

England, trotzdem derseibewegen des Schlosses des Land-
tages noch nicht die Genehmigung der Ersten Kammer erhal-
ten«hat- ratifiziit und in der Gesetzsammluiigpublicirt. Ein

gleichessle auch in Bezug auf den Handelsvertrag
zwischen dem Zollverein und Jtalien bevorstehen,
welcher weder von dem Abgeordnetenhause,noch von dem
Herrenhauseberathen und genehmigt worden ist. Wir kön-

nen nicht unterlassen, zu fragen, was geschehenwürde, wenn

der doch immerhin nicht als unmöglichvon der Hand zu wei-

sende Fall eintreten sollte, daß die Landesvertretung(gleich-
viel ob Abgeordnetenhausoder .Herrenhaus) bei ihrem neuen

Zusammentritt ihre Genehmigung zu dem Verträge versagte?
Was iviirde England, was Italien, was würden die Mitkontras
heiiten im Zollverein thun? Wir würden uns nicht wundern,
wenn einein oder dem andern dieser Staaten dieser Gedanke
vor dem Jnslebentretendes Vertrages kommen und er sich
deßhalbüberlegenwurde, ob er nicht auf eine vorhergehende
Genehmigung durchdie·Landesvertretungdringen soll.

Ueber den in Köln jetzt in zweiter Instanz verhandelten
Prozeß gegen ClassewKinelmann wegen des Abgeordneten-
festes, welcher, wie die Verhandlungen in erster Instanz, mit

dessenFreisprechung endeten, berichten wir in einem besonde-
ren Artikel.

Veischiedenilichist das Gerücht aufgetaucht, die Regierung
wolle die Steinkohlengruben an der Saar ganz oder theilweise
an eine französischeGesellschaftverpachten, und betrachtet man

diese Verpachtung als den ersten Schritt zu einer Abtretun
dieses Gebietes aii Frankreich. Diese Gerüchte werden jedoch
ofsiziösaiif das bestimmtesteals falschbezeichnet-

Schleswingolsteinz Es haben sich 20 Mitglieder des
schleswig-holsteinischenAdels mit einer Adresse an den Mi-

nisterpräsidenten-gewandt,in der sie eine Vereinigung der
Herzogthiimer mit Preußen fordern. Jm Lande selbst hat
diese Adresse sehr wenig Anklang gesunden, das Volk will
von einer solchen Vereinigung nichts wissen, und deshalb
müssenauch alle dahin gehendeBestrebungen scheitern, selbst
wenn es der preußischenRegierung gelingen sollte, die Ein-

willigung des österreichischenMinisteriunis zu einein solchen
Schritte zu gewinnen. Die Antwort, welche der Minister-
präsident Hin v. Bismarck den Unterzeichnern der Adresse
ertheilt hat, ist an den Gr. v. Reventlow gerichtet und lautet:
»Ew. Exeellenz und den Herren, welchemit Jhnen das Schrei-
ben«vom23. Januar d. J. an mich gerichtet haben, danke

ichim Austrage des Königs, meines AllergnädigstenHerren.
fur das Vertrauen, welches Sie Allerhöchstdemselbendurch
den von Ihnen gethanen Schritt bewiesen haben. Se. Ma-
jestät beklagtmit Ihnen, daß die Uebelstände,welche der ge-
genwärtigeUebergangs-Zustandmit sich bringt, durch die aus-
regende Thäiigkeiteiner Partei gesteigeit werden, deren An-
sprücheim Rechte nicht begründet und mit den Verträgen
von-Wienund Gastein Fichtvereinbar sind. Die königliche
Regierunghat»sich bemüht, durch Verhandlungen mit der
kais. österreichischenden durch jene Verträge geschaffenen
Rechtszustandsicherzu stellen und jeder Beeinträchtigungdes

inneren Friedens d;r Herzothüiner, jeder Gefährdungihrer
Zukunft vorzubeugen. Jch hoffe,daß die Ekkeichnngdieseö
Zweckesder Weisheit der beiden Monarchengelingen Werde,
in deren Hände der Wiener Friede dle Entscheidungüber die

Zukunft Schleswig-.Holsteins«gel»egthat« Jch habe schon
früherGelegenheit gehabt, mkchosfentlichdarüber auszuspre-
chen, daß unter den verschiedenenFormen, in welchen die

Rechte Preußens und die InteressenDeutschlands in den

Herzogihüinerngewahrtwerden können,die Vereinigung
mit der preußischen Monarchie die für Schleswig-
Holstein selbst voitheilhaftestesei. Das Ansehen, dessendie

Namen der HerrenUnterzeichnerin Jhrer Heimath genießen,
giebtder ThaisachezdaßSie mit mir diese Ueberzeugungtheilen,
ein erhöhtesGewicht, und ermuthigt die k. Regierung zu
neuen Bestrebungen, die Zustimmung Oesterreichszu dieser
Lösung der schwebenden Frage zii gewinnen und so die

preußischen,von der k. Regierung unter allen Umständen·fest-
zuhaltenden Ansprücheunter Bedingungen zu befriedigen,



welchegleichzeitigdie Widerherstellung einheitlicherVerwaltung
der Herzogthümerherbeiführenund Ihre Wohlfahrt ebenso
wie ihre Sicherheit verbürgen wurden. Empfangen Ew.

Excellenz auch bei dieser Gelegenheit den erneuten Ausdruck
meiner ausgezeichnetftenHochachtung-«

Allerdings ist bei dieserAntwortzu berücksichtigen,daß
man in Wien noch nicht »diegeringsteNeigung zeigt, auf die

preußischenForderungen in dieser S eziehung einzugehen.

Hannoven Der König von Hannover hat einen neuen

Orden gestiftet.
Hesfen-Kassel. Der Kursürst ist krank, so daß keine

einzige Sache seineUnterschrifterlangen kann, und die Staats-

mafchine scheint in Kurhessenfür einige Zeit Vollständigstill
zu stehen.

Oesterreich. Wie es heißt,wollen die Ungarn auf die For-
derungen- welcheder Kaiser in seiner Antwort auf die Adresse
gestellt hat, nicht eingehen. Sie verlangen vor allen Dingen
die Einsetzung eines verantwortlichen Ministeriums, und

dürften sich dadurch die Unterhandlungen sehr verzögern.
Inzwischen macht sich in den liberalen Kreisen Deutsch-Oester-
reichs eine so großeNeigung bemerklich, die Ungarn in ihren
Bestrebungen zu unterstützen,weil man hofft, daß auch die

Deutschen in Oefterreich konstitutionelle Freiheit erlangen
werden, wenn erst die Freiheiten Ungarns gesichert sind.
Möglich,daß sie sichnicht täuschen,aber sichererwäre es nach
unserer Ansicht, wenn sie selbst sich bemühten, die ihnen
nothwendig erscheinendenFreiheiten sich zu erwerben. Nur

Freiheiten, die ein Volk sich selbst erworben hat, trag-In die

Garantie der Dauer in sich·

Frankreich. Die Opposition im gesetzgebendenKörper
macht Fortschritte, und auch icn Volke selbst wird die Stim-

mung fortwährend unziifiiedener5 besonders das Landvolk,
diese festesteStütze des Kaiseithumes, fängt an die Nachtheile
zu empfinden, welche der Landwirthschaftdadurch erwachsen,
daß ihr durch die Kriege Kapitalien und Arbeitskräfteents
zogen worden sind. Es wird dadurch nicht unwahrscheinlich,
daß Napoleon in die Forderung der Räumung Mexikos wil-

ligen wird.

England. Das Ministerium hat endlich die so lange
verheißeneReformbill dem Parlamente vorgelegt. Nach
den bis jetzt vorliegenden telegraphischenMittheilungen sind
die Hauptbestimmungen derselben folgende: Der Grafschafts-
census wird von 50 auf 14, der Städtecensus auf 7 Pfd.
Sterling (3331t3 Thit, 931-3, resp. 462X3 Thlr.) reduzirt.
Miether möblirter und unmöblirter Zimmer von 10 Pfd.
Sterl. (662X3Thlr.)·jährlichenMithswerth erhalten das

Stimmrecht, ebenso jeder, der zwei Jahre nach ein-
ander 50 Pfd. Sterl. (3:9)31,-3Thlr.) in der Sparkasse
hat. Die Regierung erklarte bei der Vorlage, daß sie dies
nur als einen Theil weiterer ·Reformenbetrachtet wissen
wolle, indem sie hoffe, dadurch eine schnellereErledigung her-
beiführenzu können.

Amerika. Es herrscht im ganzen Lande eine große
Aufregung über das Verhalten des Präsidenten,der be-

kanntlich einem zu Gunsten der freigelassenenNeger ek-

lassenen Gesetz seine Genehmigung versagt hat« Die An-

hänger der unterworfenen Südstaaten sind natürlich jetzt
voll Lobes für den Mann, welcher ihnen die Strafe für
ihre Empörung möglichst leicht machen will, während
diejenigen, die Blut und Leben in die Schanze geschlagen
haben, um das Joch der Sklaverei zu sprengen, natürlich
in keiner Weise mit dem Verhalten des Präsidenteneinver-

standen sind. Schließlichmuß, da sowohl der Kongreß als

auch der Präsident nur zeitweise gewählt sind. die Volks-
siimme die Entscheidungabgeben.

Ein Wort über Wetten.

Jn den fünfzigerJahren wurde im englischenParlament
der Minister Gladstone sehr heftig angegriffen, weil es be-
kannt geworden war, daß ein Sekretär von ihm den Turf
besuche. Turf nennen die Engländereigentlichdie Rennbahn,
iin weiteren Sinne aber versteht man unter Turf einen Okt,
an welchem hohe Weiten gemacht werden. Der Unwille da-

rüber, daß ein dein Minister so nahe stehender Mann den

Turf.besuche, war sehr groß bei alle-n Parteien das Parla-
ments, und es gelang dein allbeliebten Minister Lord Pal-
merston nur mit großerMühe denselbenzu beschwichtigen
Er führte aus, daß der Beschuldigtenichts weiter als Privat-

sekretärdes Herrn Gladstone und noch ein ganz junger Mann
ware und daß es gewißwenige Engländer gäbe, welchein

ihrer Jugend nicht den Turf besucht hätten. Wohl nur

durch die letztere sehr witzig ausgefüåtteBemerkung gelang
es das Parlament zu bewegen, die eiache fallen zu lassen.
Jn den Zeitungen wurde Herr Gladstone noch lange Jahre
hindurch deshalb angegriffen. Dies geschah in England,
dem wettlustigsten Lande der Welt. Was würde dort

wohl erfolgt sein, wenn nicht ein Privatsekretär,
sondern ein Minister selbst vor versammeltern
Parlamente eine Wette ausgeboten hätte?

Auch nur Aehnliches ist in England niemals, wohl
aber vor kurzer Zeit im preußischen Abgeordneten-
hause geschehen.

Der Minister des Jnnern Graf zu Eulenburg erklärte
ain 16. Februar 1866 in der zehnten Sitzung des Abge-
ordnetenhauses: ,,es sei hundert gegen eins zu wetten,
dasz das Appellgericht zu Köln den Rheinstroni für eine

öffentlicheStraße erklären und den Stadtrath Gassen-
Kappelmann wegen der von ihm u Ehren der einge-
ladenen Abgeordneten auf dem hein veranstalteten
Festfahrt verurtheilen «werde.«
Natürlich fand es kein einzigesMitglied des Abgeordne-

tenhauses der Würde des Hauses entsprechend,die Wette an-

zunehmen. Wäre es geschehen,so hätte der Minister des

Jnnern die Wette mit Glanz verloren, denn das Appel-
ericht zu Köln hat Herrn Stadtrath Classen-
äappelmannfrei esprochen, weil es der Ausfüh-
rung des ersten Richters,daß der Rhein keine

öffentliche Straße wäre, lediglich beitrat.

Man wird dieses Ereigniß gewißnicht als einen»Sieg
des Ministeriums darzustellenvermögen; aber der Mlmstek
des Innern hat sichdoch Glück zu wünschen,daß die ihm
entgegenstehenderoßeMehrheit des AbssokdllekellhalllesMS

lauter fo folide bürgerlichgesinntenMannembesteht- die

es verschmähenauf solche ritterliche Dinge,wie Weiten sind,
einzugehen. Es giebt darunter Manner, welche nicht blos

hunderte, sondern tausende Vvtl Thalern an die gute Sache
bereits gewendet heil-VIIUnd Noch zU WEUDM bereit sind«
Hätte auch nur einer dieser Abgeordneten eine
Wette über den Ausfall des bevorstehenden
Spruches des Kölner Appellhofes für eine gute
Sache zu halten vermocht und daher das Angebot
des Ministers von hundert egen eins angenom-
men, so dürfte kaum ein Jahresgehalt desselben hinge-
reicht haben, die verlorene Wette zu bezahlen.
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